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Leitsatz

Aussetzung mehrerer Reststrafen zur Bewahrung
durch die Strafvollstreckungskammer: Eingeschrank-
tes Anfechtungsrecht bei Zustandigkeit verschiede-

ner Staatsanwaltschaften als Vollstreckungsbehorden

Werden von der Strafvollstreckungskammer mehrere Reststrafen zur Bewahrung ausgesetzt,
fur die verschiedene Staatsanwaltschaften als Vollstreckungsbehdrden zustandig sind, kann
jede Staatsanwaltschaft die Entscheidung nur hinsichtlich derjenigen Strafe anfechten, fir die
sie als Vollstreckungsbehdrde zustandig ist. Hinsichtlich der tbrigen Strafen wird der Ausset-
zungsbeschluss rechtskraftig, sofern von den (ibrigen Staatsanwaltschaften kein Rechtsmittel
eingegangen ist.(Rn.12)

Orientierungssatz

Zitierung: Anschluss OLG Bamberg, Beschluss vom 16. Marz 2021 - 1 Ws 75/21, juris.

Verfahrensgang

vorgehend LG Koblenz, 30. August 2021, 7b StVK 254, 255/21
vorgehend AG Simmern, 23. Februar 2021, XX
vorgehend AG St. Goar, 23. Juni 2016, 2090 Js 1008/16 jug.

Tenor

1. Auf die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach wird der Be-
schluss der auswartigen Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Koblenz in D. vom
30. August 2021 insoweit aufgehoben, als die Vollstreckung des Strafrestes nach Verbu-
Bung von mehr als 2/3 der Strafe der mit Beschluss des Amtsgerichts Simmern/Hunsriick
vom 23. Februar 2021 verhangten Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Mona-
ten zur Bewahrung ausgesetzt wurde.

2. Die Vollstreckung des Strafrestes der in Ziffer 1 genannten Gesamtfreiheitsstrafe wird
nicht zur Bewahrung ausgesetzt.

3. Eine Entscheidung des Senats hinsichtlich der Vollstreckung des Strafrestes der Ein-
heitsjugendstrafe von sechs Monaten aus dem Urteil des Amtsgerichts St. Goar vom 23.
Juni 2016 - Az. 2090 Js 1008/16 jug. - ist nicht veranlasst.

4., Die Kosten des Beschwerdeverfahrens fallen dem Verurteilten zur Last (§ 465 Abs. 1
StPO analog).
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Griinde

Die Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach wendet sich mit der sofortigen Beschwerde ge-
gen die Aussetzung der Vollstreckung einer von zwei Reststrafen zur Bewahrung.

Am 23. Februar 2021 bildete das Amtsgericht Simmern/Hunsrlck aus den Strafen aus
dem Urteil des Landgerichts Koblenz vom 15. August 2019 wegen versuchten Diebstahls
(Az. 7 Ns 2010 Js 55780/17), aus dem Strafbefehl des Amtsgerichts Simmern/Huns-

rick vom 24. September 2019 wegen gefahrlicher Kérperverletzung (Az. 41 Ds 1022 Js
4919/19) sowie aus dem Urteil des Amtsgerichts St. Goar vom 8. Oktober 2019 wegen
vorsatzlicher Kdérperverletzung (Az. 2 Ds 2010 Js 30710/19) eine nachtragliche Gesamt-
freiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Monaten, deren Vollstreckung nicht zur Bewah-
rung ausgesetzt wurde. Zustandig flr die Vollstreckung ist die Staatsanwaltschaft Bad
Kreuznach.

Zuvor war der Verurteilte durch Urteil des Amtsgerichts St. Goar vom 23. Juni 2016 (Az.
2 Ls 2090 Js 1008/16) wegen unerlaubten Besitzes von Betaubungsmitteln sowie gefahr-
licher Korperverletzung zu einer Einheitsjugendstrafe von sechs Monaten verurteilt wor-
den. Die Strafaussetzung zur Bewahrung wurde mit Beschluss des Amtsgerichts St. Goar
vom 6. Oktober 2020 aufgrund der oben erwahnten Verurteilung des Landgerichts Ko-
blenz widerrufen. Fur die Vollstreckung dieser Strafe ist die Staatsanwaltschaft Koblenz
zustandig.

Der gemeinsame Zweidrittelzeitpunkt der zu verbliRBenden Strafen war am 29. Juni 2021
erreicht. Das Strafende ist auf den 19. Januar 2022 notiert. Die Vollstreckung erfolgte zu-
nachst bis zum 22. Marz 2021 in der Justizvollzugsanstalt W. Seit dem 23. Marz 2021 be-
findet sich der Verurteilte in der Justizvollzugs- und Sicherungsverwahranstalt D.

Mit Beschluss vom 10. Mai 2021 hat die auswartige Strafvollstreckungskammer des
Landgerichts Koblenz in D. die bedingte Entlassung nach Vollstreckung von Zweidritteln
der Strafe aus dem Urteil des Amtsgerichts St. Goar und der Halfte der mit Beschluss des
Amtsgerichts Simmern / Hunsriick verhangten Gesamtfreiheitsstrafe noch abgelehnt.

Die Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach ist der Aussetzung der Reststrafe zur Bewahrung
zum gemeinsamen Zweidrittelzeitpunkt entgegengetreten. Entsprechendes qilt fir die
Justizvollzugs- und Sicherungsverwahranstalt D., die sich dabei insbesondere auf eine
Stellungnahme der Justizvollzugsanstalt W. stitzt.

Mit Beschluss vom 30. August 2021 hat die auswartige Strafvollstreckungskammer des
Landgerichts Koblenz in Diez nach persénlicher Anhérung des Verurteilten und mit des-
sen Einwilligung anlasslich des gemeinsamen Zweidrittelzeitpunkts die bedingte Entlas-
sung ausgesprochen.

Hiergegen hat die Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach am 8. September 2021 sofortige
Beschwerde eingelegt. Die Staatsanwaltschaft Koblenz hingegen hat Rechtsmittelver-
zicht erklart.

Die Generalstaatsanwaltschaft hat beantragt, den angefochtenen Beschluss insoweit
aufzuheben, als die Vollstreckung der Restfreiheitsstrafe aus dem Beschluss des Amts-
gerichts Simmern/Hunsrlick vom 23. Februar 2021 zur Bewahrung ausgesetzt wurde.
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Zur Begriindung wird im Wesentlichen auf die Ausfihrungen der Anstaltspsychologin der
Justizvollzugsanstalt W. und das seitens des Verurteilten nicht beendete Antiaggressi-
onstraining abgestellt. Der Verteidiger des Verurteilten hat zu dem Votum der General-
staatsanwaltschaft eine Gegenerklarung abgegeben.

1. Die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach ist gemal §§ 454
Abs. 3 Satz 1, 463 Abs. 3 StPO statthaft und auch sonst zuldssig (§§ 306 Abs. 1, 311
Abs. 2 StPO).

Dieses Rechtsmittel betrifft nur die Strafaussetzung hinsichtlich der mit Beschluss des
Amtsgerichts Simmern/Hunsrick vom 23. Februar 2021 verhangten Gesamtfreiheitsstra-
fe von einem Jahr und zwei Monaten. Der Beschluss der Strafvollstreckungskammer un-
terliegt lediglich im Umfang dieser Anfechtung durch die Staatsanwaltschaft Bad Kreuz-
nach der Uberpriifung durch den Senat.

a) Werden von der Strafvollstreckungskammer mehrere Reststrafen zur Bewahrung aus-
gesetzt, fir die verschiedene Staatsanwaltschaften als Vollstreckungsbehérden zustan-
dig sind, kann jede Staatsanwaltschaft die Entscheidung nur hinsichtlich derjenigen Stra-
fe anfechten, fUr die sie als Vollstreckungsbehdérde zustandig ist. Hinsichtlich der Ubrigen
Strafen wird der Aussetzungsbeschluss rechtskraftig, sofern von den Ubrigen Staatsan-
waltschaften kein Rechtsmittel eingegangen ist (vgl. OLG Stuttgart, Beschl. 3 Ws 100/83
v. 22.04.1983 - juris; Lowe/Rosenberg, StPO, 26. Aufl. § 454 Rn. 91; MUKo-StPO/Nest-

ler, 1. Aufl. § 454 Rn. 102). Dieses eingeschrankte Anfechtungsrecht resultiert aus einer
fehlenden Zustandigkeitskonzentration fur die Staatsanwaltschaften als Vollstreckungs-
behérden und ist hinzunehmen, auch wenn § 454b Abs. 4 StPO grundsatzlich vorsieht,
dass Uber die Aussetzung der Vollstreckung der Reste aller Strafen gleichzeitig entschie-
den werden soll (vgl. OLG Dusseldorf, Beschl. 3 Ws 310-311/94 v. 18.07.1994 - juris). Die
hierdurch entstehende Zersplitterung der Vollstreckung ist Ausfluss des Willens des Ge-
setzgebers, gemal § 462a StPO nur auf gerichtlicher Seite eine Zustandigkeitskonzen-
tration einzurichten. Die einheitliche Entscheidung der Strafvollstreckungskammer an-
dert namlich formell betrachtet nichts daran, dass sie in zwei verschiedenen Vollstre-
ckungsverfahren entschieden hat. Hatte die Entscheidung der einen Staatsanwaltschaft
Auswirkungen auf das Vollstreckungsverfahren der anderen Staatsanwaltschaft, wir-

de dies dem Grundsatz widersprechen, wonach eine Anfechtung gerichtlicher Entschei-
dungen nur durch die jeweils zustandige Staatsanwaltschaft des ersten Rechtszuges er-
folgen kann (vgl. OLG Bamberg, Beschl. 1 Ws 75/21 v. 16.03.2021 - juris - zu einer ver-
gleichbaren Fallkonstellation bei § 56f StGB).

b) Einer Gesamtwirkung der sofortigen Beschwerde nur einer Staatsanwaltschaft auf
alle im angefochtenen Beschluss enthaltenen Strafreste (so OLG Dusseldorf, Beschl. 5
Ws 140-142/20 v. 03.06.2020 - juris) ist entgegen zu treten. Auch wenn der Gesetzge-
ber durch die Zustandigkeitskonzentration in § 462a Abs. 1 StPO und die Vorgabe der
gemeinsamen Entscheidung nach § 454b Abs. 4 StPO zum Ausdruck gebracht hat, dass
Entscheidungszersplitterungen in Bezug auf die weitere Vollstreckung mehrerer Strafres-
te grundsatzlich nicht gewollt sind und eine einheitliche Legalprognose fur alle Vollstre-
ckungsentscheidungen zu erstellen ist, kann es gleichwohl zwar nicht aus inhaltlichen,
aber aus formalen Grinden auch in anderen Konstellationen nach geltendem Recht zu
divergierenden Vollstreckungsverldufen kommen. Solche Durchbrechungen der Einheit-
lichkeit der Entscheidung entstehen beispielsweise dann, wenn der Verurteilte bezlg-
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lich einer nur kurzen Freiheitsstrafe nicht in die Strafaussetzung einwilligt, die Vollstre-

ckung weiterer Freiheitsstrafen aber mit seiner Zustimmung zur Bewahrung ausgesetzt
wird (vgl. OLG Bamberg, a.a.0.). Diese Divergenzen sind Ausfluss der gesetzlichen Be-

stimmungen und kénnen in der Vollstreckung entsprechend bertcksichtigt werden.

¢) SchlieBlich sprechen auch Vertrauensschutzgesichtspunkte gegen eine Gesamtwir-
kung der sofortigen Beschwerde nur einer Staatsanwaltschaft. Anders als in dem der obi-
gen Entscheidung des Oberlandesgerichts Disseldorf zugrundeliegenden Fall, in dem ei-
ne der beteiligten Staatsanwaltschaften ihr Rechtsmittel verspatet eingelegt hatte, hat
die Staatsanwaltschaft Koblenz als ,andere” Staatsanwaltschaft im vorliegenden Voll-
streckungsverfahren nicht nur kein Rechtsmittel eingelegt, sondern vielmehr ausdriick-
lich Rechtsmittelverzicht erklart. Es ist somit Teilrechtskraft eingetreten, die dem Verur-
teilten auch mitgeteilt worden ist. Der Verurteilte vertraut also berechtigter Weise dar-
auf, dass hinsichtlich der der Zustandigkeit der Staatsanwaltschaft Koblenz unterfallen-
den Einheitsjugendstrafe eine Reststrafenaussetzung erfolgen wird. Flir eine nachtrag-
liche Aufhebung dieser rechtskraftigen Entscheidung unter entsprechender Durchbre-
chung des Vertrauensschutzes bedirfte es gewichtiger Argumente, die sich jedoch allein
aus der Trennung der Vollstreckungsverlaufe nicht herleiten lassen.

d) Durch die nur teilweise Anfechtung der Entscheidung der Strafvollstreckungskammer
entsteht dem Verurteilten auch kein unzumutbarer Nachteil. Es andert sich lediglich die
Reihenfolge der Vollstreckung und der Beginn der Strafaussetzung zur Bewahrung hin-
sichtlich der Einheitsjugendstrafe verschiebt sich auf den Zeitpunkt, zu dem die Gesamt-
freiheitsstrafe vollstandig verbiRt sein wird.

2. Die sofortige Beschwerde erweist sich auch als begrindet.

a) Gemal § 57 Abs. 1 Satz 1 StGB setzt das Gericht nach VerbufSung von zwei Dritteln
der Freiheitsstrafe die Vollstreckung des Restes einer zeitigen Freiheitsstrafe zur Bewah-
rung aus, wenn dies unter Bericksichtigung des Sicherheitsinteresses der Allgemeinheit
verantwortet werden kann und die verurteilte Person einwilligt. Hierbei sind insbesonde-
re die Persdnlichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, die Umstande seiner Tat, das Ge-
wicht des bei einem Riickfall bedrohten Rechtsguts, das Verhalten des Verurteilten im
Vollzug, seine Lebensverhaltnisse und die Wirkungen zu bertcksichtigen, die von der
Aussetzung fur ihn zu erwarten sind (§ 57 Abs. 1 S. 2 StGB).

Eine vorzeitige bedingte Entlassung nach § 57 Abs. 1 StGB kommt nur in Betracht, wenn
konkrete Tatsachen die Annahme rechtfertigen, der Verurteilte habe in Folge des bishe-
rigen Strafvollzugs die Personlichkeitsdefizite, die in seinen Straftaten deutlich gewor-
den sind, behoben und die Fahigkeit erworben, Tatanreizen kinftig zu widerstehen, so
dass ein gleichwohl verbleibendes, durch den Strafvollzug verringertes Risiko der Bege-
hung neuer Straftaten auch im Hinblick auf die hierbei drohende Rechtsgutverletzung
insgesamt hinnehmbar erscheint und deshalb verantwortet werden kann. Erforderlich ist
aber in jedem Fall, dass die zuklnftige Straffreiheit wahrscheinlich ist; das blofle Beste-
hen einer entsprechenden Chance reicht hierfur nicht aus (vgl. OLG Koblenz, Beschl. 2
Ws 676/19 v. 17.10.2019; 2 Ws 509, 510/18 v. 02.10.2018 mwN.). Allein der Wille, sich
klnftig straffrei zu fiihren, begrindet keine positive Prognose. Von Bedeutung ist viel-
mehr nur eine durch feststellbare Tatsachen belegte glinstige Entwicklung wahrend des
Vollzuges, die von besonderem Gewicht sein muss. Dazu zahlt etwa die Beseitigung von
Defiziten im Sozialverhalten, vor allem aber die Behebung von tatursachlichen Person-
lichkeitsmangeln. Verbleiben Zweifel an einer hinreichend sicheren Prognose, geht dies
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zu Lasten des Verurteilten (vgl. OLG Koblenz, Beschl. 1 Ws 275/14 v. 02.06.2014; 2 Ws
116/06 v. 22.06.2006; 1 Ws 665-558/13 v. 04.11.2013).

VerbURt der Verurteilte - wie vorliegend - erstmals eine Freiheitsstrafe und gibt seine
FUhrung wahrend des Vollzugs keinen Anlass zu gewichtigen Beanstandungen, so kann
im Regelfall davon ausgegangen werden, dass die Strafe ihre spezialpraventiven Wir-
kungen entfaltet hat und es verantwortbar ist, den Strafrest zur Bewahrung auszuset-
zen. Dies gilt auch in Fallen, in denen der erstmaligen Strafverblfung bereits ein Bewah-
rungsbruch vorausgegangen ist (vgl. BGH, StB 4/03 v. 25.04.2003 - juris). Bei diesem
sog. ErstverbURerprivileg handelt es sich indes um eine widerlegliche Vermutung. Auch
bei einem ErstverblBer kommt eine vorzeitige bedingte Entlassung nach § 57 Abs. 1
StGB dann nicht in Betracht, wenn die Personlichkeitsdefizite, die in seinen Straftaten
deutlich geworden sind, nicht behoben sind und er keine Fahigkeiten erworben hat, Tat-
anreizen klnftig zu widerstehen, so dass eine Haftentlassung unter Berlcksichtigung
des Sicherheitsinteresses der Allgemeinheit nicht verantwortet werden kann. Bei der
demnach gemaR § 57 Abs. 1 Satz 2 StGB auch beim ErstverbuBer vorzunehmenden Pru-
fung, ob der Verurteilte auerhalb des Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen wird,
sind namentlich seine Personlichkeit, sein Vorleben, die Umstande seiner Tat, das Ge-
wicht des bei einem Ruckfall bedrohten Rechtsguts, sein Verhalten im Vollzug, seine Le-
bensverhaltnisse und die Wirkungen zu bertcksichtigen, die von der Aussetzung fr ihn
zu erwarten sind.

b) Unter Berlcksichtigung dieser Ausflihrungen kann eine glinstige Legalprognose, auf-
grund derer eine Bewahrungsentscheidung unter Berucksichtigung des Sicherheitsin-
teresses der Allgemeinheit verantwortet werden kénnte, dem Verurteilten entgegen der
Ansicht der Strafvollstreckungskammer derzeit nicht gestellt werden. Die Strafvollstre-
ckungskammer hat bei ihrer Prognoseentscheidung wesentliche Aspekte nicht bzw. nur
unzureichend berucksichtigt.

Sie hat zwar festgestellt, dass sich der Verurteilte in der Justizvollzugs- und Sicherungs-
verwahranstalt D. bislang beanstandungsfrei flihren Iasst. Im Wesentlichen unbeach-

tet hat sie jedoch die Auffalligkeiten des Verurteilten im Vollzug in der Justizvollzugsan-
stalt W. gelassen. Ausweislich der Ausfihrungen der dortigen Anstaltspsychologin kam
es zu wiederholten Impulsdurchbrichen im Zuge der Eréffnung negativer Entscheidun-
gen. Zusammen mit der von der Strafvollstreckungskammer nur am Rande erwahnten
leichten Krankbarkeit und Provozierbarkeit mit bestimmten Schlisselwdrtern zeigt sich
somit deutlich, dass der Verurteilte sich noch nicht eingehend mit seinen Taten und sei-
nen Persdnlichkeitsdefiziten auseinandergesetzt hat, sondern diese bagatellisiert und
verdrangt. Ebenso hat die Strafvollstreckungskammer dem Umstand nicht ausreichend
Beachtung geschenkt, dass der Verurteilte das in der Justizvollzugsanstalt W. begonne-
ne Antiaggressionstraining nicht abgeschlossen hat. Somit konnte der Verurteilte in die-
sem Bereich zwar einen Behandlungseinstieg erreichen, aber noch keine nachhaltigen
Behandlungserfolge erzielen. Insgesamt bestehen bei dem Verurteilten nach der Analyse
der Anstaltspsychologin der Justizvollzugsanstalt W. gewichtige Anhaltspunkte fir ein ho-
hes Ruckfallrisiko im Hinblick auf Gewaltstraftaten, das die Strafvollstreckungskammer
bei ihrer Entscheidung nicht bertcksichtigt hat.

Ebenfalls nicht berlcksichtigt hat die Strafvollstreckungskammer schlieBlich die Tatsa-
che, dass der Verurteilte in der Vergangenheit bereits eine Bewahrungschance erhal-
ten, diese jedoch nicht genutzt hat. Vielmehr handelt es sich bei ihm um einen Bewah-
rungsbrecher, ist er doch wahrend der laufenden Bewahrung zu der verhangten Ein-
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heitsjugendstrafe erneut straffallig geworden. Er hat somit in der Vergangenheit bereits
gezeigt, dass ihn Auflagen und Weisungen allein nicht beeindrucken und insbesonde-
re nicht von der Begehung weiterer Straftaten abhalten. Auch dies steht in der Gesamt-
schau einer Strafaussetzung zur Bewahrung entgegen.

Der Senat verkennt nicht, dass sich der Verurteilte in der Justizvollzugs- und Sicherungs-
verwahranstalt D. beanstandungsfrei im Vollzug flhrt, Iangerer Zeit einer Beschafti-
gung innerhalb des Vollzugs nachgegangen ist und nach der Entlassung Aussicht auf ei-
ne Arbeitsstelle hat sowie eine enge Bindung zu seiner Familie und seiner Lebensgefahr-
tin aufweist. Diese haben ihn jedoch in der Vergangenheit nicht von der Begehung von
Straftaten abhalten kénnen. Es bestehen daher insgesamt erhebliche Zweifel an einer
positiven Legalprognose des Verurteilten. Auch kann dem sich aus der Gesamtabwagung
aller Umstande ergebendem Ruckfallrisiko nicht durch Auflagen und Weisungen (§ 57
Abs. 3, 1. Halbs. i.V.m. mit §§ 56b, 56¢ StGB) ausreichend entgegengewirkt werden. Eine
bedingte Entlassung kommt daher entgegen der Ansicht der Strafvollstreckungskammer
nicht in Betracht.

¢) Der Senat entscheidet infolge der Begrindetheit der sofortigen Beschwerde gemaR

§ 309 Abs. 2 StPO in der Sache selbst. Der Beschluss der Strafvollstreckungskammer ist
aufzuheben, soweit er den Strafrest aus der mit Beschluss des Amtsgerichts Simmern/
Hunsriick vom 23. Februar 2021 verhangten Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und
zwei Monaten betrifft. Insoweit wird die Vollstreckung des Strafrests nach VerbiRung
von mehr als 2/3 der Gesamtfreiheitsstrafe nicht zur Bewahrung ausgesetzt.

3. Deklaratorisch war festzustellen, dass eine Entscheidung des Senats hinsichtlich der
Vollstreckung des Strafrestes der Einheitsjugendstrafe aus dem Urteil des Amtsgerichts
St. Goar vom 23. Juni 2016 nicht veranlasst ist. Der Beschluss der Strafvollstreckungs-
kammer hat im Umfang der eingetretenen Teilrechtskraft weiterhin Bestand.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 465 Abs. 1 StPO analog.

- Seite 6 von 6 -



	Leitsatz
	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

